
über ihre Vermögens- und Lebensverhältnisse zu 
hören. Die Ladungen sollten differenziert ergehen, bei 
hartnäckigen Schuldnern auch unter Androhung von 
Ordnungsstrafen nach § 32 AnglVO.

Besonders in Großstädten hat die bisherige Verfahrens­
weise nur zu geringen Erfolgen geführt. Dagegen wer­
den in kleineren Kreisen die Aufforderungen der Se­
kretäre wesentlich besser befolgt. Die Schuldner zahlen 
entweder sofort, oder sie legen Nachweise über Zahlun­
gen vor. Bei hartnäckigen Schuldnern sollte weiter er­
probt werden, inwieweit durch die Einbeziehung von 
Schöffen oder von Mitgliedern gesellschaftlicher Gerichte 
bessere Ergebnisse erzielt werden können.
Die vorrangige Orientierung, in Arbeitseinkünfte des 
Schuldners zu vollstrecken (§6 Abs. 1 VereinfVO), hat 
sich als sehr zweckmäßig erwiesen. Eine solche Voll­
streckung hat für alle Verfahrensbeteiligten Vorzüge. 
Der Gläubiger kann seine Forderung schnell realisieren, 
und der Schuldner kann seine Verpflichtung erfüllen, 
ohne daß ihm — wie das bei einer Sachpfändung mög­
licherweise der Fall sein kann — finanzielle Nachteile 
entstehen. Natürlich schließt die Vollstreckung in Ar­
beitseinkünfte gleichzeitige weitere Maßnahmen zur Voll­
streckung in Sachen des Schuldners, insbesondere in 
Wertgegenstände, nicht aus. Für die gerichtliche Praxis 
ist jedoch entscheidend, daß der bisher erforderliche 
Aufwand für die Durchführung von Aufträgen zur 
Sachvollstreckung wesentlich gesenkt und damit die Ar­
beitsweise im technischen Bereich effektiver gestaltet 
werden konnte.

Funktionelle Veränderungen im Vollstreckungsverfah­
ren

Mit der Qualifizierung des bisherigen Gerichtsvollzie­
hers zum Sekretär — unter Übertragung der Aufgaben 
bei der Vollstreckung in Forderungen und andere Ver­
mögensrechte sowie beim Mahnverfahren — wurde bei 
den meisten Kreisgerichten schrittweise die bisherige 
Trennung zwischen beiden Funktionen überwunden. 
Dieser Prozeß vollzieht sich jedoch nicht problemlos. 
Neben wachsenden Qualifikations- und Leistungsanfor­
derungen verändern sich auch die Tätigkeitsmerkmale 
dieses neuen Arbeitsbereichs. Deshalb war von Anfang 
an eine Annäherung an das perspektivische Berufsbild 
des Gerichtssekretärs anzustreben. Die frühere Arbeits­
weise des bisherigen Gerichtsvollziehers verlief im we­
sentlichen in der Anonymität, die von seiner Tätigkeit 
ausgehenden Erziehungswirkungen blieben gering, gro­
ßer Aufwand erbrachte oft nur geringen Nutzen. Mit 
der Neuprofilierung dieser Funktion wird gesellschaft­
lichen Bedürfnissen wesentlich besser entsprochen. Dem 
relativen Ansteigen der Pfändungen in Forderungen — 
vorrangig in Arbeitseinkünfte — steht ein erheblicher 
Rückgang der Vollstreckung in Sachen gegenüber. Bei 
dieser Entwicklung wird die Zahl der Vollstreckungs­
aufträge pro Jahr insgesamt zurückgehen.
Die Konzentration der Vollstreckungsaufgaben in For­
derungen und Sachen sowie der Aufgaben des Mahn­
verfahrens bei einem Sekretär führt zu einer besseren 
Übersicht und damit auch zu größerer Sachkunde. Es 
wird für den Sekretär leichter, die zweckmäßigsten und 
wirksamsten Maßnahmen zu treffen, und zwar bei ver­
stärkter Zusammenarbeit mit gesellschaftlichen Kräften, 
insbesondere in den Betrieben. Gleichzeitig vollzieht sich 
die konsequente Einordnung dieses bisher relativ selb­
ständigen Bereichs in das Typenorganisationsprojekt der 
Gerichte und in deren Gesamtaufgaben, und zwar mit 
der Folge, daß es künftig die Funktion des Gerichtsvoll­
ziehers in der Gerichtsstruktur der DDR nicht mehr 
geben wird.

Bessere Nutzung der Möglichkeiten 
des Strafverfahrens zur Durchsetzung 
zivilrechtlicher Ansprüche
Wir halten es für unbedingt notwendig, daß die bei 
manchen Gerichten noch bestehenden Ressortschranken 
zwischen Rechts- und Aufgabenbereichen abgebaut wer­
den. So ist es z. B. noch keineswegs selbstverständlich, 
daß bei einer Verurteilung auf Bewährung in geeigneten 
Fällen Maßnahmen nach § 33 Abs. 3 Ziff. 1 und 3 StGB 
festgelegt werden, obwohl diese Maßnahmen zur Ver­
stärkung der erzieherischen Wirkung der Verurteilung 
und gleichzeitig für die Realisierung zivil- oder fami­
lienrechtlicher Ansprüche gegen den Verurteilten außer­
ordentlich nützlich sind./3/
Häufig wird — besonders bei Straftaten gegen das 
Volkseigentum — der Angeklagte nur dem Grunde nach 
zum Schadenersatz verurteilt. Der Zivilkammer wird 
die Feststellung der Höhe des Schadenersatzes lediglich 
deshalb überlassen, weil im Strafverfahren z. B. nicht 
der volle Umfang fehlender Gegenstände als gestohlen 
nachgewiesen werden konnte. Erfahrungsgemäß gibt es 
hierfür auch im nachfolgenden Zivilverfahren keine 
weiteren Beweismittel, ganz abgesehen davon, daß im 
allgemeinen bei der Bemessung der Höhe des Anspruchs 
von den Feststellungen des Strafurteils ausgegangen 
wird. Die endgültige Entscheidung über solche An­
sprüche im Strafurteil könnte die Zivilgerichte entlasten 
und die Vollstreckung begünstigen, und zwar ohne über­
mäßige zusätzliche Belastung der Strafkammern. Im 
übrigen orientiert der Beschluß des Präsidiums des 
Obersten Gerichts zur Geltendmachung von Schaden­
ersatzansprüchen im Strafverfahren gemäß •§§ 17, 198 
StPO vom 19. Jiini 1973 - I PrB - 112 - 4/73 (NJ-Beilage 
4/73 zu Heft 14) darauf, daß die Gerichte im Strafverfah­
ren auch über die Höhe eines Schadenersatzanspruchs 
entscheiden sollten, sofern dies ohne Verzögerung des 
Strafverfahrens möglich ist./4/

Zusammenwirken der Gerichte mit Betrieben 
und Kollektiven der Werktätigen
Es gibt vielerorts eine gute Zusammenarbeit der Kreis­
gerichte mit Betrieben, so z. B. in Frankfurt (Oder) mit 
dem VEB Halbleiterwerk, in Fürstenwalde mit dem 
VEB Gaselan, in Merseburg mit dem VEB Leunawerke 
und dem VEB Bunawerke, in Stendal und Meinigen mit 
den Reichsbahnausbesserungswerken. Trotzdem genü­
gen die bisher erreichten Fortschritte insgesamt noch 
nicht.
Es ist eine wichtige Aufgabe der Gerichte, die Voraus­
setzungen dafür zu schaffen, daß die Werktätigen insbe­
sondere die Arbeitskollektive, zur Einhaltung der soziali­
stischen Gesetzlichkeit auch auf den Gebieten des Zivil-, 
Familien- und Arbeitsrechts beitragen können. Erfah­
rungen gibt es bei vielen Kreisgerichten, die durch Bei­
träge in Betriebs- und Kreiszeitungen, durch Vorträge 
in Gewerkschaftsveranstaltungen, in Foren oder Quali­
fizierungslehrgängen sowie in Schulungen der Schöffen 
und der Mitglieder gesellschaftlicher Gerichte die Aus­
wirkungen von Rechtsverletzungen auf diesen Rechts­
gebieten deutlich machen. Für diese Rechtspropaganda 
besteht auch Interesse, insbesondere in den volkseige­
nen Betrieben und in den sozialistischen Genossenschaf­
ten.
Hier gibt es für die Gerichte noch viele Einwirkungs­
möglichkeiten, denn nach wie vor werden Rechtsver­
letzungen, z. B. die Verletzung der Unterhaltspflicht, nur 
zur Kenntnis genommen, ohne daß Arbeitskollektive

ist Vgl. dazu z. B. Schumann, „Zur Ausgestaltung der Verur­
teilung auf Bewährung“, NJ 1973 S. 637 ft.
lil Vgl. hierzu Schlegel, „Zur Geltendmachung von Schaden­
ersatzansprüchen Im Strafverfahren“, NJ 1973 S. 481 f.
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